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SATZUNG 
der Stadt Elmshorn 

über die Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen 
für Ausgleichsmaßnahmen 

 

Aufgrund von § 135c Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728), 
und § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schleswig-Holstein S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 07.09.2020 
(GVOBl. Schl-H. S. 514), wird nach Beschlussfassung durch das Stadtverordneten-Kollegium vom 
03.12.2020 folgende Satzung für die Stadt Elmshorn erlassen: 
 
 

§ 1 

Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen 
 

Kostenerstattungsbeträge für die Durchführung von zugeordneten Ausgleichsmaßnahmen werden 
nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) und dieser Satzung erhoben. 

 
 

§ 2 

Umfang der erstattungsfähigen Kosten 
 

(1) Erstattungsfähig sind die Kosten für die Durchführung aller Ausgleichsmaßnahmen, die nach § 9 

Abs. 1a BauGB zugeordnet sind. 
 

(2) Die Durchführungskosten umfassen die Kosten für 
 

1. den Erwerb und die Freilegung der Flächen für Ausgleichsmaßnahmen,  

2. die Ausgleichsmaßnahmen einschließlich ihrer Planung, Fertigstellungs- und Entwicklungspfle-

ge. 
  

Dazu gehört auch der Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeit-

punkt der Bereitstellung. 
 

(3) Die Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen einschließlich deren Durchführungsdauer ergibt 

sich aus den Festsetzungen des jeweiligen Bebauungsplanes und den Vorschlägen des entsprechen-

den Grünordnungsplanes. 
 
 

§ 3 

Ermittlung der erstattungsfähigen Kosten 
 

Die erstattungsfähigen Kosten werden nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 

 

§ 4 

Verteilung der erstattungsfähigen Kosten 
 

Die nach §§ 2 und 3 erstattungsfähigen Kosten werden auf die nach § 9 Abs. 1a BauGB zugeordne-
ten Grundstücke nach Maßgabe der zulässigen bebaubaren Grundfläche (§ 19 Abs. 2 BauNVO) ver-
teilt. Ist keine zulässige Grundfläche festgesetzt, wird die überbaubare Grundstücksfläche zugrunde 
gelegt. Für sonstige selbständige versiegelbare Flächen gilt die versiegelbare Fläche als überbaubare 
Grundstücksfläche. 
 

 

§ 5 
Anforderung von Vorauszahlungen 

 

Die Stadt kann für Grundstücke, für die eine Kostenerstattungspflicht noch nicht oder noch nicht in 
vollem Umfang entstanden ist, Vorauszahlungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Kostenerstat-
tungsbetrages anfordern, sobald die  Grundstücke,  auf  denen  Eingriffe  zu  erwarten  sind,  baulich  
oder gewerblich genutzt werden dürfen. § 133 Abs. 3 Satz 2 BauGB gilt entsprechend. 
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§ 6 

Fälligkeit des Kostenerstattungsbetrages 
 

Der Kostenerstattungsbetrag wird einen Monat nach Bekanntgabe der Anforderung fällig. Kosten-
pflichtig sind die Eigentümerinnen oder Eigentümer der Grundstücke. 
 

 

§ 7 

Ablösung 
 

Der noch nicht feststehende Kostenerstattungsbetrag kann auf Antrag abgelöst werden. Der Ablöse-
betrag bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe des zu erwartenden endgültigen Erstattungsbe-
trages. 

 
 

§ 8 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
 (1) Zur Betragsermittlung und -festsetzung im Rahmen dieser Satzung ist die Verarbeitung folgender 
personenbezogener Daten gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. e) und Abs. 3 lit. b) der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.04.2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtli-
nie 95/46/EG – Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) – in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des Schleswig-
Holsteinischen Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten – Landesdatenschutzgesetz 
(LDSG)  – vom 02.05.2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162) in der jeweils gültigen Fassung durch die Stadt 
Elmshorn – Amt für Stadtentwicklung – zulässig.  
 
Folgende personenbezogene Daten werden verarbeitet:  
 

a) Name und Geburtsdatum der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers, 
 

b) Grundbuch- und Flurstücksbezeichnung, 
 

c) Nutzungsart, 
 

d) Grundstücksgröße. 
 
(2) Die erforderlichen personenbezogenen Daten werden der Stadt Elmshorn durch das Katasteramt 
übermittelt. 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 
(2) Gleichzeitig wird die Satzung der Stadt Elmshorn über die Erhebung von Kostenerstattungsbeträ-
gen bei Ausgleichsmaßnahmen vom 17.12.2001 aufgehoben. 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.  
 
Elmshorn, 16.12.2020 
 

gez. 
 

Hatje  

Bürgermeister 


